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§ 1 Name und Sitz 
 

Die Schützengilde 1933 Kelsterbach e. V. - nachstehend Schützengilde genannt - hat ihren S  in itz
Kelsterbach. Sie ist in das Vereinsregister VR80236 eingetragen und Mitglied des Hessischen 
Schützenverbandes e. V., des Deutschen Schützenbundes und des Deutschen Sportbundes. 
 

§ 2 Zweck und Aufgabe 
 

2.1 Zweck: 
Die Schützengilde bezweckt die leibliche und sportliche Erziehung seiner Mitglieder durch planmäßige 
Pflege des Schießsportes. Sie dient ausschließlich gemeinnützigen Zwecken und ist nicht auf Erzielung 
von Gewinn ausgerichtet. Die Mitarbeit des Vorstandes und der Mitglieder erfolgt ausschließlich 
ehrenamtlich. 
 
2.2 Aufgabe: 
Die Schützengilde betrachtet es als ihre Aufgabe, die gemeinsamen Interessen seiner Mitglieder auf der 
Grundlage des Schießsportes und der Jugendpflege wahrzunehmen und das Schützenwesen im 
allgemeinen zu fördern. 
Politische und religiöse Bestrebungen sind ausgeschlossen. 
 
2.3 
Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

 
§ 3 Geschäftsjahr 

 
Das Geschäftsjahr der Schützengilde ist das Kalenderjahr. 
 
3.1 
Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 

 
§ 4 Mitgliedschaft 

 
4.1 
Mitglied der Schützengilde kann ohne Rücksicht auf Nationalität, Rasse, Religion oder parteipolitischer 
Zugehörigkeit jeder werden. 
 
4.2 
Die Schützengilde besteht aus: Ordentlichen Mitgliedern, jugendlichen Mitgliedern, passive Mitglieder und 
Ehrenmitgliedern. 
 
4.3 
Ehrenmitglieder können auf Antrag des Vorstandes von der Generalversammlung ernannt werden, 
jedoch nur solche Personen, welche sich um das Wohl des Vereins oder um das Schützenwesen 
besondere Verdienste erworben haben. Eine längere Vereinszugehörigkeit allein ist für eine 
Ehrenmitgliedschaft nicht bestimmend. 
 
4.4 Aufnahme 
Zum Eintritt in die Schützengilde ist ein Aufnahmeantrag und ein Lastschriftmandat auszufüllen und dem 
Vorstand einzureichen. Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand. Hat ein neu aufzunehmendes 
Mitglied mehr als einer Gegenstimme, gilt dies als Ablehnung. Ein Einspruch auf Aufnahme besteht nicht. 
Minderjährige können die Mitgliedschaft nur erwerben, wenn ihre Erziehungsberechtigten (Eltern, 
Vormund) dem Aufnahme-antrag zustimmen. 
 
Die Mitgliedschaft wird erst nach der Zahlung der Aufnahmegebühr und anmeldung beim Verband 
wirksam. 
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§ 5 Rechte und Pflichten der Mitglieder 
 
5.1 
Jedes Mitglied hat das Recht an Vereinsveranstaltungen und Mitgliederversammlungen teilzunehmen, 
Anträge zu stellen und an Abstimmungen und Wahlen durch Ausübung seines Stimmrechtes 
mitzuwirken. Alle Mitglieder haben Wahlrecht. Jugendliche jedoch erst nach Vollendung des 18. 
Lebensjahres. Ferner hat jedes Mitglied das Recht zur Benutzung sämtlicher Vereinseinrichtungen. 
 
5.2 Pflichten 
5.2.1 
Befolgung der in den Satzungen niedergelegten Grundsätze. 
 
5.2.2 
Beachtung und Einhaltung der Versammlungs-, Vorstands- und Verbandsbeschlüsse sowie aller 
Maßnahmen der übergeordneten Verbände. 
 
5.2.3 
Zahlung des jährlichen Mitgliedsbeitrages erfolgt zu dem durch den Vorstand festgelegten Zeitpunkt. Der 
Jahresbeitrag ist immer in voller Höhe zu entrichten, auch wenn das Mitglied im Laufe des Jahres aus 
dem Verein beitritt oder ausscheidet. 
 
5.2.4 
Einhaltung der Sportordnung des Deutschen Schützenbundes e.V. der "Hessische 
Ausführungsbestimmungen zur Sportordnung- sowie der Schießstandsordnung, die jeweils an den 
Schießständen ausgehängt ist. 
 
5.2.5 
Sofern für die Zahlung der Aufnahmegebühr und/oder des Mitgliedbeitrages ein Lastschriftmandat erteilt 
wurde, hat das Mitglied für die ausreichende Deckung seines Kontos zum Zeitpunkt des Einzuges zu 
sorgen. Änderungen der Bankverbindung sind umgehend durch Vorlage eines neuen 
Lastschriftmandates anzuzeigen. Kann die Lastschrift aufgrund mangelnder Deckung oder falscher 
Bankdaten nicht eingelöst werden, so können die anfallenden Bankgebühren dem Mitglied in Rechnung 
gestellt werden. 
 

 
§ 6 Beiträge und Überschüsse 

 
6.1 Beiträge 
Die Höhe der Mitgliedesbeiträge wird durch Beschluss der Generalversammlung bestimmt. Zur 
Festlegung der Beitragshöhe ist eine einfache Mehrheit der in der Generalversammlung anwesenden 
stimmberechtigten Vereinsmitglieder erforderlich. Ebenso die Aufnahmegebühren. Der Vorstand hat das 
Recht in Ausnahmefällen die Beiträge zu erlassen oder zu stunden. Die Beiträge werden per 
Lastschriftmandat eingezogen und müssen spätestens bis 31. März eines Jahres entrichtet sein.  
 
6.2 Bedürfnisse 
Etwaige Überschüsse dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder 
erhalten keine Anteile aus Überschüssen. Bei Ausscheiden eines Mitgliedes sind die eingezahlten 
Beiträge und sonstigen Leistungen an Geld- und Sachwerten verfallen. Es darf keine Person durch 
Verwaltungsausgaben, die den Zwecken des Vereins fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe 
Vergütungen begünstigt werden. 
 

 
§ 7 Austritt 

 
Der Austritt kann nur zum Ablauf eines Kalenderjahres erfolgen. Die Austrittserklärung ist spätestens zum 
30.09. mit Wirkung zum Ende des Kalenderjahrs schriftlich an den Vorstand einzureichen. Ein Anspruch 
auf das Vereinsvermögen besteht nicht. Der Sportausweis des Hessischen Schützenverbandes e.V. sind 
gleichzeitig mit der Austrittserklärung beim Vorstand abzugeben. Mitglieder des Vorstandes und des 
erweiterten Vorstandes müssen ihr Amt bis zur nächsten Generalversammlung ausüben. Mitglieder, die 
mit Ämtern betraut waren, haben zuvor Rechenschaft abzulegen. 
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§ 8 Ausschluss 
 
Der Ausschluß kann erfolgen bei: 
 
8.1 
Vereinschädigendem Verhalten des Mitglieds 
 
8.2 
Unehrenhaftem Verhalten außerhalb des Vereins. 
 
8.3 
Grobes Vergehen gegen die Vereinsbeschlüsse oder Verbandssatzungen. 
 
8.4 
Verzug in der Zahlung der Mitgliederbeiträge über einen Monat. 
 
Der Ausschluß nach Ziffer 8.1 bis 8.3 kann mit sofortiger Wirkung erfolgen. Den Ausschluß vollzieht 
auf schriftlichen Antrag eines oder mehrerer Mitglieder der Vorstand. Bei der Abstimmung zum 
Ausschluß entscheidet die einfache Mehrheit. Gegen den Ausschluß ist Berufung an den Vorstand 
innerhalb von 3 Wochen zulässig. Von dem Zeitpunkt ab. in dem das auszuschließende Mitglied von 
der Einleitung des Ausschlußverfahrens in Kenntnis gesetzt ist. ruhen alle Funktionen und Rechte des 
Mitglieds. Insbesondere sind sofort alle in dessen Verwahrung befindlichen vereinseigenen 
Gegenstände abzugeben. Das ausgeschlossene Mitglied hat den vollen Jahresbeitrag zu entrichten. 

 
§ 8 Vereinsstrafen 

 
8.1 Der Vorstand kann Strafen gegen Mitglieder verhängen. Die Tatbestände hierfür sind: 
-a) Vereinsschädigendes Verhalten des Mitglieds. 
-b) Unehrenhaftes Verhalten des Mitglieds außerhalb des Vereins 
-c) Missachtung der Beschlüsse und Anweisungen der Vereinsorgane durch das Mitglied 
-d) Verstoß des Mitglieds gegen die Satzung des Vereins oder Verbandes. 
-e) Das Mitglied befindet sich mit der Beitragszahlung im Rückstand 

8.2 Der Vorstand legt nach den Grundsätzen der Verhältnismäßigkeit und der Gleichbehandlung aller 
Mitglieder die Art und das Außmaß der Bestrafung des Mitglieds fest. Zulässige Strafen sind: 
-a) Mündliche oder schriftliche Verwarung 
-b) Geldstrafe bis zu einer Höhe von 100,- EUR 
-c) zeitweises oder dauerhaftes Nutzungsverbot von einzelnen oder sämtlichen Einrichtungen des 
Vereins 
-d) zeitweises oder dauerhaftes Entheben von einzelnen oder sämtlichen Ämtern des Mitglieds 
-d) Ausschluss vom Verein 

8.3 Eine Vereinsstrafe gegen ein Mitglied wird auf schriftlichen Antrag eines oder mehrerer Mitglieder 
beim Vorstand beantragt. Der Vorstand stimmt über diesen Antrag ab. Im Laufe des 
Sanktionierungsverfahrens ist das betroffene Mitglied zu dem Sachverhalt anzuhören. Bei der 
Abstimmung für eine Bestrafung des Mitglieds genügt die einfache Mehrheit. Der Vorstand kann 
anordnen, dass für die Dauer des Verfahrens alle Funktionen und Rechte des Mitglieds ruhen. Ferner 
kann der Vorstand die unverzügliche Herausgabe aller in dessen Verwahrung befindlichen 
vereinseigenen Gegenstände fordern. 

 
§ 9 Haftung, Schadenersatz 

 
9.1 Haftung 
Die Schützengilde haftet nicht für beim Sportbetrieb oder sonstigen Veranstaltungen entstehende 
Unfälle. Schäden oder Sachverluste. 
 
9.2 Schadenersatz 
Für vorsätzliche oder fahrlässige Beschädigungen des Eigentums der Schützengilde oder-Handlungen, 
die zu einem Verlust oder einer Beschädigung führen, ist von dem Schuldigen Schadenersatz zu leisten. 
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§ 10 Organe 

 
Die Schützengilde besteht ausfolgenden Organen: 
 
10.1 
Der Generalversammlung 
 
10.2 
Dem Vorstand 
 
10.3  
Dem erweiterten Vorstand 

 
§ 11 Generalversammlung und Mitgliederversammlung 

 
Die Generalversammlung ist das oberste Organ der Schützengilde. Sie tritt jährlich Im Januar oder 
Februar zusammen. Die Generalversammlung wählt den Vorstand (Der erweiterte Vorstand wird vom 
Hauptvorstand bestimmt). Die Wahl des Vorstandes ist geheim, sofern die Versammlung nicht einstimmig 
anders beschließt. Erhält von mehr als zwei Kandidaten keiner die absolute Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen, so findet zwischen den beiden Kandidaten, welche die meisten Stimmen auf sich vereinigt 
habe, eine Stichwahl statt. Bei dieser entscheidet die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Die 
Generalversammlung ist zur Entscheidung aller Fragen zuständig. Sie ist berechtigt, Ausschüsse zu 
bilden, Umlagen festzulegen die das 3-fache des Jahresbeitrages nicht übersteigen darf und über die 
Verwendung von Vereinsgeldern zu bestimmen. Sie wählt zwei Kassenprüfer für längstens 2 Jahre. 
Jeder Kassenprüfer darf nur 1 Jahr (Geschäftsjahr) mit einem anderen Kassenprüfer Revisionen 
durchführen. Die Kassenprüfer dürfen nicht dem Vorstand angehören. 
 
Sie kann ihre Zuständigkeit im Einzelfalle auf den Vorstand oder einen Ausschuß übertragen. 
 
Außer der Generalversammlung sind Mitgliederversammlungen vom Vorstand einzuberufen, falls dieses 
eine Minderheit aller Mitglieder beantragt. Außerdem kann der Vorstand Mitgliederversammlungen nach 
seinem Ermessen einberufen. Generalversammlung und außerordentliche Mitgliederversammlungen 
werden schriftlich mit einer Frist von mindestens einer Woche unter Bekanntgabe der Tagesordnung 
einberufen. 
 
Zur Beurkundung der in der Mitgliederversammlung zu fassenden Beschlüsse ist der Schriftführer 
beauftragt. Die Generalversammlung und die außerordentliche Mitgliederversammlung ist 
beschlussfähig, wenn satzungsgemäß eingeladen ist. Einladungen zur Generalversammlung können per 
E-Mail oder auf dem Postweg verschickt werden. 

 
§ 12 Vorstand 

 
Der Vorstand wird von der Generalversammlung auf 3 Jahre gewählt. Er verbleibt bis zur Neuwahl im 
Amt und führt die Beschlüsse der Mitgliederversammlung aus. 
 
Vorstand im Sinne des § 26 des BGB sind: 
 
a) 1. Vorsitzender 
b) 2. Vorsitzender 
c) Schriftführer 
d) Kassenwart 
e) Beisitzer 
 
Der 1. Vorsitzende oder der 2. Vorsitzende vertritt gemeinsam mit einem zweiten Vorstandsmitglied 
den Verein nach außen hin. 
 
Dem erweiterten Vorstand der nicht Vorstand im Sinne des § 26 des BGB ist, gehören an: 
 
a) Stellvertr. Schriftführer 
b) Stellvertr. Kassenward 
c) 1. Schießwart Gewehr 
d) 1. Schießwart Pistole 
e) 2. Schießwart Gewehr 
f) 2. Schießwart Pistole 
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g) Jugendleiter 
h) Jugendtrainer 
i) Standwart 10 meter 
j) Standwart 25 meter 
k) Standwart 50 meter 
l) Pressewart 
m) Webmaster 

 
 

§12a Begünstigungsverbot, Aufwendungsersatz,  
Ehrenamtspauschale, Übungsleiterpauschale 

 
 
1) Es darf keine Person durch Ausgaben, die den Zwecken des Vereins fremd sind, oder durch  
    unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.  
 
2) Die Mitglieder der Organe des Vereins sowie mit Aufgaben zur Förderung des Vereins betraute  
    Mitglieder haben gegenüber dem Verein einen Anspruch auf Ersatz der ihnen im Zusammenhang  
    mit ihrer Amtsausübung entstandenen Aufwendungen (§670 BGB) im Rahmen der Beschlüsse des 
    Vorstandes und im Rahmen der finanziellen Leistungsfähigkeit des Vereins.  
 
3) Eine Ehrenamtspauschale (§3 Nr. 26a EStG) in Form pauschalen Aufwendungsersatzes oder einer  
    Tätigkeitsvergütung kann geleistet werden.  
 
4) Übungsleitern kann eine Vergütung bis zur Höhe der jeweils geltenden sozialabgaben- und 
    steuerfreien   
    Höchstgrenzen im Rahmen der Übungsleiterpauschale gewährt werden.  
 
5) Der Anspruch muss bis spätestens 01.03. des auf das Jahr der Entstehung des Anspruchs  
    folgenden Jahres gegenüber dem Vorstand schriftlich geltend gemacht werden. Ist das nicht der  
    Fall, ist der Anspruch verwirkt.  

 
§ 13 Aufgaben der einzelnen Vorstandsmitglieder sind: 

 
13.1 
Des 1. Vorsitzenden: 
 
a) Leitung des Vereins 
b) Leitung der Sitzungen, Versammlungen und der Generalversammlungen. 
c) Anweisung der vom Kassenwart auszuzahlenden Beträge. 
 
 
13.2  
Des 2. Vorsitzenden. 
 
a)  Vertretung des 1. Vorsitzenden bei dessen Verhinderung. 
b) sonstige Unterstützung das 1. Vorsitzenden bei dessen Arbeit und Aufgaben. 
 
 
13.3 
Des Schriftführers 
 
a)  Erledigung der schriftlichen Vereinsangelegenheiten. 
b) Führung von Protokolen sämtlicher Sitzungen und Veranstaltungen. 
c) Die Sitzungen dürfen per Sprachrecorder zur Erstellung des Protokolls aufgezeichnet werden. 
 
 
13.4 
Des Kassenwarts: 
 
a) Ordnungsgemäße Führung der Geschäftsbücher. 
b) Jahresabschluß der Bücher sowie Abgabe eines Rechenschaftsberichtes vor der 

Generalversammlung sowie auf Verlangen des Vorstandes vor demselben. 
c) Steuer inkl. Formulare und Vorlage an den 1. Vorsitzenden. 
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13.5 
Des Beisitzers: 
Unterstützung der unter Ziffer 13.1 bis 13.4 genannten Vorstandsmitglieder. 

 
§ 14 Geschäftsordnung 

 
14.1 
Jede ordnungsgemäß einberufene Versammlung oder Sitzung ist beschlußfähig. 
 
14.2 
Die Leitung der Versammlung oder Sitzung liegt in den Händen des 1. Vorsitzenden oder des hierzu 
Beauftragten. 
 
14.3 
Jede Versammlung oder Sitzung muß eine Tagesordnung haben. Sie ist vor Eintritt in die Versammlung 
oder Sitzung zu genehmigen. 
 
14.4 
Beschlüsse haben Gültigkeit, wenn sie mit einfacher Mehrheit: gefasst werden. Ausgenommen § 11 
erster Absatz, § 14.6 und I 17. Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. 
 
14.5 
Die Abstimmung erfolgt durch einfaches Hochheben der rechten Hand. In besonderen Fällen ist die 
Abstimmung auf Antrag schriftlich (geheim) vorzunehmen. 
 
14.6  
Zu Satzungsänderungen ist eine Mehrheit von 2/3 der erschienenen Mitglieder erforderlich. 
 
14.7 
Über jede Sitzung ist ein Protokoll aufzunehmen. Die gefaßten Beschlüsse müssen klar und deutlich 
wiedergegeben werden. Das Protokoll muß nach erfolgter Richtigstellung beglaubigt werden und außer 
von dem Schriftführer von einem geschätsführenden Mitglied des Vorstandes unterschrieben werden. 

 
§ 15 Jahresabschluss, Haushaltsplan 

 
Der Vereinsvorstand ist verpflichtet. alljährlich der Generalversammlung einen Vorschlag über den 
Haushaltsplan zur Bewilligung vorzulegen und jeweils nach einem abgelaufenen Rechnungsjahr eine 
Jahresrechnung zu erstellen, die von den beiden Kassenprüfern geprüft sein muß. Ausgaben dürfen nur 
getätigt werden wenn sie vorher durch den Haushaltsplan mindestens im Grunde bewilligt sind. 

 
§ 16 Satzungsänderungen 

 
Satzungsänderungen können nur durch die Generalversammlung oder eine außerordentliche 
Mitgliederversammlung beschlossen werden, wenn sie mit der Einberufung zur Versammlung bekannt 
gegeben worden sind. 

 
§ 17 Datenschutz / Persönlichkeitsrecht 

 
17.1 
Der Verein erhebt, verarbeitet und nutzt personenbezogene Daten seiner Mitglieder (Einzelangaben 

über persönliche und sachliche Verhältnisse) unter Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen (EDV) zur 

Erfüllung der gemäß dieser Satzung zulässigen Zwecke und Aufgaben, beispielsweise im Rahmen der 

Mitgliederverwaltung. 

Hierbei handelt es sich insbesondere um folgende Mitgliederdaten:   
- Name und Anschrift, 
- Bankverbindung (falls Lastschrifteinzug in Satzung vorgesehen),  
- Telefonnummern (Festnetz und Funk) sowie  
- E-Mail-Adresse,  
- Geburtsdatum, 
- Staatsangehörigkeit 
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- Lizenz(en), 
- Ehrungen, 
- Funktion(en) im Verein, 
- Wettkampfergebnisse, 
- Zugehörigkeit zu Mannschaften, 
- Startrechte und ausgeübte Wettbewerbe, 

 

- gegebenenfalls Angaben im Hinblick auf das Waffenrecht. 
 
17.2 
Der Verein hat Versicherungen abgeschlossen oder schließt solche ab, aus denen er und / oder seine 
Mitglieder Leistungen beziehen können. Soweit dies zur Begründung, Durchführung oder Beendigung 
dieser Verträge erforderlich ist, übermittelt der Verein personenbezogene Daten seiner Mitglieder (Name, 
Adresse, Geburtsdatum oder Alter, Funktion(en) im Verein, etc.) an das zuständige 
Versicherungsunternehmen. Der Verein stellt hierbei vertraglich sicher, dass der (die) Empfänger(in) die 
Daten ausschließlich dem Übermittlungszweck gemäß verwendet. 
 
17.3 
Im Zusammenhang mit seinem Sportbetrieb [ggf. anderer Zweck / Aufgabe] sowie sonstigen 
satzungsgemäßen Veranstaltungen veröffentlicht der Verein personenbezogene Daten und Fotos seiner 
Mitglieder in seiner Vereinszeitung sowie auf seiner Homepage und übermittelt Daten und Fotos zur 
Veröffentlichung an Print- und Telemedien sowie elektronische Medien. Dies betrifft insbesondere Start- 
und Teilnehmerlisten, Mannschaftsaufstellungen, Ergebnisse, Wahlergebnisse sowie bei sportlichen oder 
sonstigen Veranstaltungen anwesende Vorstandsmitglieder und sonstige Funktionäre. Die 
Veröffentlichung / Übermittlung von Daten beschränkt sich hierbei auf Daten, die zur Organisation des 
Vereins und des Sportbetriebes nötig sind. Hierzu gehören, Name, Anschrift, Vereins- und 
Abteilungszugehörigkeit, Funktion im Verein, Alter oder Geburtsjahrgang sowie Einstufungen in 
Behindertenklassen. 

Ein Mitglied kann jederzeit gegenüber dem Vorstand der Veröffentlichung von Einzelfotos seiner Person 
widersprechen. Ab Zugang des Widerspruchs unterbleibt die Veröffentlichung / Übermittlung und der 
Verein entfernt vorhandene Fotos von seiner Homepage. 
 
17.4 
Als Mitglied des Deutschen Schützenbundes ist der Verein verpflichtet, bestimmte personenbezogene 
Daten über seinen Landesverband dorthin zu melden. 

 

Im Zusammenhang mit der Organisation und der Entwicklung des Landes- bzw. Bundesverbandes, des 
Sportbetriebes in den entsprechenden jeweiligen übergeordneten Verbandshierachien sowie sonstigen 
satzungsgemäßen Veranstaltungen der übergeordneten Verbandshierachien übermittelt der Verein 
personenbezogene Daten und gegebenenfalls Fotos seiner Mitglieder an diese zur Bearbeitung und 
Veröffentlichung.  

 

Übermittelt werden an EMPFÄNGER VERBAND der Name, Anschrift, Geburtsdatum, 
Wettkampfergebnisse, Startberechtigungen, Mannschaftsaufstellungen, praktizierte Wettbewerbe, 
Lizenzen, Vereins- und Abteilungszugehörigkeit, Informationen zur Einstufung in Behindertenklassen 
sowie bei Vereinsfunktionen auch Telefonnummern, Faxnummern und E-Mail-Adresse. 

 

Ein Mitglied kann jederzeit gegenüber dem Vorstand des verarbeitenden Verbandes der Veröffentlichung 
von Einzelfotos seiner Person widersprechen. Ab Zugang des Widerspruchs unterbleibt die 
Veröffentlichung / Übermittlung und der Verein entfernt vorhandene Einzelfotos von seiner Homepage. 
 

 
17.5 
In seiner Vereinszeitung sowie auf seiner Homepage berichtet der Verein auch über Ehrungen und 
Geburtstage seiner Mitglieder [ggf. andere Ereignisse mit anderen Daten]. Hierbei werden Fotos von 
Mitgliedern und folgende personenbezogene Mitgliederdaten veröffentlicht: Name, Vereins- sowie 
Abteilungszugehörigkeit und deren Dauer, Funktion im Verein und –soweit erforderlich – Alter, 
Geburtsjahrgang oder Geburtstag. Berichte über Ehrungen nebst Fotos darf der Verein – unter Meldung 
von Name, Funktion im Verein, Vereins- sowie Abteilungszugehörigkeit und deren Dauer – auch an 
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andere Print- und Telemedien sowie elektronische Medien übermitteln. Im Hinblick auf Ehrungen und 
Geburtstage kann das betroffene Mitglied jederzeit gegenüber dem Vorstand der Veröffentlichung / 
Übermittlung von Einzelfotos sowie seiner personenbezogenen Daten allgemein oder für einzelne 
Ereignisse widersprechen. Der Verein informiert das Mitglied rechtzeitig über eine beabsichtigte 
Veröffentlichung / Übermittlung in diesem Bereich und teilt hierbei auch mit, bis zu welchem Zeitpunkt ein 
Widerspruch erfolgen kann. Wird der Widerspruch fristgemäß ausgeübt, unterbleibt die Veröffentlichung / 
Übermittlung. Anderenfalls entfernt der Verein Daten und Einzelfotos des widersprechenden Mitglieds 
von seiner Homepage und verzichtet auf künftige Veröffentlichungen / Übermittlungen. 
 

 
17.6 
Mitgliederlisten werden als Datei oder in gedruckter Form soweit an Vorstandsmitglieder, sonstige 
Funktionäre und Mitglieder herausgegeben, wie deren Funktion oder besondere Aufgabenstellung im 
Verein die Kenntnisnahme erfordern. Macht ein Mitglied glaubhaft, dass es die Mitgliederliste zur 
Wahrnehmung seiner satzungsgemäßen Rechte (z. B. Minderheitenrechte) benötigt, wird ihm eine 
gedruckte Kopie der Liste gegen die schriftliche Versicherung ausgehändigt, dass Namen, Adressen und 
sonstige Daten nicht zu anderen Zwecken Verwendung finden. 
 

 
17.7 
Diese Informationen werden in dem vereinseigenen EDV-System gespeichert. Jedem Vereinsmitglied 
wird dabei eine Mitgliedsnummer zugeordnet. Die personenbezogenen Daten werden dabei durch 
geeignete technische und organisatorische Maßnahmen vor der Kenntnisnahme Dritter geschützt.  
Sonstige Informationen und Informationen über Nichtmitglieder werden von dem Verein intern nur 
verarbeitet, wenn sie zur Förderung des Vereinszweckes nützlich sind und keine Anhaltspunkte 
bestehen, dass die betroffene Person ein schutzwürdiges Interesse hat, das der Verarbeitung 
entgegensteht. 
 
17.8 
Durch ihre Mitgliedschaft und die damit verbundene Anerkennung dieser Satzung stimmen die Mitglieder 
der Erhebung, Verarbeitung (Speicherung, Veränderung, Übermittlung) und Nutzung ihrer 
personenbezogenen Daten in dem vorgenannten Ausmaß und Umfang zu. Eine anderweitige, über die 
Erfüllung seiner satzungsgemäßen Aufgaben und Zwecke hinausgehende, Datenverwendung ist dem 
Verein nur erlaubt, sofern er aus gesetzlichen Gründen hierzu verpflichtet ist. Ein Datenverkauf ist nicht 
statthaft. 
 
17.9 

Jedes Mitglied hat im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes 

(insbesondere §§ 34, 35) das Recht auf Auskunft über die zu seiner Person gespeicherten Daten, deren 

Empfänger und den Zweck der Speicherung sowie auf Berichtigung, Löschung oder Sperrung seiner 

Daten. 

 
§ 18 Auflösung des Vereines 

Die Auflösung der Schützengilde kann nur durch eine eigene hierfür einberufene Versammlung be-
schlossen werden. In dieser Versammlung müssen mindestens 2/3 der stimmberechtigten Mitglieder 
anwesend sein. Ein Beschluß erlangt Gültigkeit, wenn 9/10 der anwesenden Mitglieder zustimmen. Sind 
nicht mindestens 2/3 der Mitglieder anwesend, ist innerhalb einer Frist von einem Monat eine neue 
außerordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen, die beschlussfähig ist. 
 
Im Falle der Auflösung oder Aufhebung der Schützengilde oder bei Wegfall ihrer bisherigen Zwecke, 
fällt das nach Erfüllung aller Verbindlichkeiten verbleibende Vermögen an die Stadtverwaltung 
Kelsterbach die es unmittelbar und ausschließlich zur Verwendung für sportfördemde Aufgaben nach 
gemeinnützigen Gesichtspunkten. 
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Die vorliegende Satzung lst im Vereinsregister Darmstadt eingetragen. 
 
Den Beschluß der Mitgliederversammlung vom 24.02.2019 bezeugen: 
 
Vorstehende Satzung stimmt mit der beim Registergericht - Amtgericht Rüsselsheim - hinterlegten 
Satzung überein. 

 
Eingetragen im Vereinsregister am xx.xx.2019. 
VR80236 

 
Rüsselsheim. den xx.xx.2019 

 
 

Amtsgericht Rüsselsheim 
 

       (                     ) 
       Justizamtmann 
      als Rechtspfleger 
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